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A. Bericht des Abgeordneten Kirchhoff: 

Durch Gesetz bzw. Verordnungen der Militär- 
regierungen war nach Beendigung des Krieges den 
Banken, die das kurzfristige Kreditgeschäft betrie- 
ben, die Unterhaltung von Niederlassungen außer- 
halb der Grenzen eines Landes untersagt. Diese 
Beschränkung des Niederlassungsbereichs der Kre- 
ditinstitute führte in der Folgezeit zu rechtlichen 
und wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Eine Milde- 
rung wurde durch das Gesetz über den Niederlas- 
sungsbereich von Kreditinstituten vom 29. März 
1952 (BGBl. I S. 217) erreicht: es wurden drei 
Bankbezirke geschaffen, und die Kreditinstitute 
konnten nun innerhalb dieser Bezirke — aber 
nicht außerhalb, d. h. in mehreren Bezirken — Nie- 
derlassungen unterhalten. 

Die Bundesrepublik hat inzwischen ihre volle 
Handlungsfreiheit zurückerlangt; damit ist die 
Möglichkeit gegeben, die Niederlassungsbeschrän- 
kungen aufzuheben. Eine Notwendigkeit zur Auf- 
rechterhaltung dieser Beschränkungen liegt nicht 
vor; vielmehr ist im Interesse der Leistungskraft 
und der internationalen Wettbewerbsfähigkeit der 
Banken die Niederlassungsfreiheit wünschenswert. 

Der Ausschuß für Geld und Kredit hat daher bei 
der Beratung des Gesetzentwurfs in seinen Sitzun- 
gen am 25. Oktober und 9. November 1956 dem 
Regierungsentwurf zugestimmt, in dem diese Nie- 
derlassungsfreiheit und gleichzeitig in § 3 eine Ge- 
bührenermäßigung für die Vereinigung der Nach- 
folgeinstitute der drei Großbanken — denn diese 
sind in erster Linie von der Niederlassungsbe- 
schränkung betroffen gewesen — vorgesehen ist. 


Darüber hinaus hat er, einer Anregung des Deut- 
schen Gewerkschaftsbundes folgend, beschlossen, 
die Vergünstigungen auch für den Fall der Ver- 
einigung der Gemeinwirtschaftsbanken vorzusehen. 

Im einzelnen hat der Ausschuß folgendes be- 
schlossen: 

Zu § 1 

dem Regierungsentwurf unverändert zuzustim- 
men; 

zu § 2 

im Hinblick auf die Einbeziehung der Gemein- 
wirtschaftsbanken die hierzu notwendige Ände- 
rung der Fassung zu treffen und auch die vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Ergänzungen vorzu- 
nehmen, mit denen sich die Bundesregierung ein- 
verstanden erklärt hat; 

zu § 3 

dem Regierungsentwurf und der Anfügung eines 
Absatzes 5 nach dem Vorschlag des Bundesrates 
zuzustimmen, wobei für den Absatz 5 die von der 
Bundesregierung vorgeschlagene Fassung gewählt 
wurde; 

zu § 4 

in Satz 1 anstelle von „Gesetz über die Umwand- 
lung von Kapitalgesellschaften“ die Überschrift des 
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im Bundesgesetzblatt I S. 844 vom 12. November 
1956 verkündeten „Gesetz über die Umwandlung 
von Kapitalgesellschaften und bergrechtlichen Ge- 
werkschaften“ zu setzen und im übrigen dem Re- 
gierungsentwurf zuzustimmen; 

zu §§ 5 und 6 

dem Regierungsentwurf unverändert zuzustim- 
men. 

Der Ausschuß hat in der Frage der Zustim- 
mungsbedürftigkeit die Auffassung vertreten, daß 


das Gesetz nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf. 

Die Beschlußfassung erfolgte einstimmig. 

Ich bitte das Hohe Haus, dem Gesetz in der Aus- 
schußfassung zuzustimmen. 

Bonn, den 22. November 1956 

Kirchhoff 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2657 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 22. November 1956 

Der Ausschuß für Geld und Kredit 


Scharnberg 

Vorsitzender 


Kirchhoff 

Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Aufhebung der Beschränkung 
des Niederlassungsbereichs von Kreditinstituten 
- Drucksache 2657 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Geld und Kredit 

(22, Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der 
Beschränkung des Niederlassungsbereichs von 
Kreditinstituten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Die §§ 1 bis 4, 8, 13 und 14 des Ge- 
setzes über den Niederlassungsbereich von 
Kreditinstituten vom 29. März 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 217) werden aufgehoben. 

(2) Für ein Kreditinstitut, das im Wege 
der Ausgründung Nachfolgeinstitute errich- 
tet hat (ausgründendes Kreditinstitut), ent- 
fällt die sich aus § 10 des Gesetzes über den 
Niederlassungsbereich von Kreditinstituten 
ergebende Beschränkung, wenn sich das aus- 
gründende Kreditinstitut mit seinen Nach- 
folgeinstituten oder mit einem durch Ver- 
einigung seiner Nachfolgeinstitute gebildeten 
Kreditinstitut vereinigt. 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der 
Beschränkung des Niederlassungsbereichs von 
Kreditinstituten 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§1 

unverändert 


§ 2 

Für eine Vereinigung 

1. mehrerer Nachfolgeinstitute desselben aus- 
gründenden Kreditinstituts miteinander, 


§2 

(1) Für eine Vereinigung 

1. mehrerer Nachfolgeinstitute desselben aus- 
gründenden Kreditinstituts miteinander 
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Entwurf 


2. des ausgründenden Kreditinstituts mit 
Nachfolgeinstituten dieses Kreditinstituts 
oder einem durch Vereinigung solcher 
Nachfolgeinstitute gebildeten Kreditinsti- 
tut 

gilt § 3 dieses Gesetzes. Hierbei steh£ ein 
mit Mitteln des ausgründenden Kreditinsti- 
tuts mit dem Sitz in Berlin (West) errichte- 
tes Kreditinstitut einem Nachfolgeinstitut 
des ausgründenden Kreditinstituts gleich. 


§ 3 

(1) Gerichtsgebühren einschließlich der 
Gebühren für die Berichtigung öffentlicher 
Bücher sowie notarielle Beurkundungsgebüh- 
ren, die durch eine in § 2 bezeichnete Ver- 
einigung entstehen, werden auf die Hälfte 
ermäßigt; das gleiche gilt bei einer Kapital- 
erhöhung, die zum Zwecke einer solchen 
Vereinigung vorgenommen wird. Die er- 
mäßigte Gebühr für eine Beurkundung be- 
trägt höchstens 2500 Deutsche Mark. 

(2) Werden Beschlüsse oder Rechtsge- 
schäfte, für deren Beurkundung die Gebüh- 
ren nach Absatz 1 zu ermäßigen sind, zu- 
gleich mit anderen nicht unter Absatz 1 fal- 
lenden Beschlüssen oder Rechtsgeschäften be- 
urkundet, angemeldet oder eingetragen und 
ist dafür eine einheitliche Gebühr zu er- 
heben, so wird nur der Teilbetrag der Ge- 
samtgebühr nach Maßgabe des Absatzes 1 
auf die Hälfte ermäßigt, der die Gebühr, die 


Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

oder eines Nachfolgeinstituts mit einem 
durch Vereinigung von Nachfolgeinstitu- 
ten gebildeten Kreditinstitut, 

2. unverändert 


gilt § 3 dieses Gesetzes. 


(2) Nachfolgeinstituten im Sinne des Ab- 
satzes 1 stehen gleich 

1. mit Mitteln des ausgründenden Kredit- 
instituts mit dem Sitz in Berlin errichtete 

oder in Berlin mit Mitteln der Nachfolge- 
institute betriebene Kreditinstitute, 

2. Kreditinstitute, die auf Grund der nach 
dem 8. Mai 1945 geltenden Niederlassungs- 
vorschriften als Unternehmen mit be- 
schränktem Niederlassungsbereich gegrün- 
det worden sind, um die Aufgaben eines 
bei Kriegsende geschlossenen Kreditinsti- 
tuts zu übernehmen, das Niederlassungen 
in den drei in § 1 Abs. 1 des Gesetzes über 
den Niederlassungsbereich von Kreditinsti- 
tuten genannten Bezirken unterhalten hat. 

§ 3 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

Beschlüsse des 2 2. Ausschusses 

für das nicht unter Absatz 1 fallende Ge- 
schäft bei gesonderter Vornahme zu erheben 
wäre, übersteigt. 


(3) Die Ermäßigung erstreckt sich nicht 
auf die Zusatzgebühr für Beurkundungen 
außerhalb der Gerichtsstelle und für fremd- 
sprachliche Erklärungen (§§ 52, 53 der Ko- 
stenordnung). Die Gebühr für die Beurkun- 
dung außerhalb der Gerichtsstelle darf jedoch 
den Betrag der für das Geschäft selbst zu er- 
hebenden ermäßigten Gebühr nicht überstei- 
gen. 

(3) unverändert 

(4) Die Bestimmungen über die Mindest- 
gebühr (§ 26 Abs. 3, § 72 der Kostenord- 
nung) bleiben unberührt. 

(4) unverändert 


(5) Die Gebührenermäßigung tritt ein, 
wenn die Vereinigung sämtlicher Nachfolge- 
institute desselben ausgründenden Kredit- 
instituts, die ihren Sitz im Bundesgebiet 
haben, innerhalb von zwei Jahren seit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes durchgeführt 
wird. 

§ 4 

§4 

Vereinigung im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Verschmelzung durch Aufnahme oder 
Neubildung gemäß §§ 233 ff. des Aktien- 
gesetzes oder die Übertragung des Vermö- 
gens nach § 255 des Aktiengesetzes oder nach 
dem Gesetz über die Umwandlung von Ka- 
pitalgesellschaften. Eine Vereinigung von 
Nachfolgeinstituten liegt auch vor, wenn ein 
Nachfolgeinstitut die Mehrheit der Gesell- 
schaftsanteile anderer Nachfolgeinstitute er- 
wirbt. 

Vereinigung im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Verschmelzung durch Aufnahme oder 
Neubildung gemäß §§ 233 ff. des Aktien- 
gesetzes oder die Übertragung des Vermö- 
gens nach § 255 des Aktiengesetzes oder nach 
dem Gesetz über die Umwandlung von Ka- 
pitalgesellschaften und bergrechtlichen Ge- 
werkschaften. Eine Vereinigung von Nach- 
folgeinstituten liegt auch vor, wenn ein 
Nachfolgeinstitut die Mehrheit der Gesell- 
schaftsanteile anderer Nachfolgeinstitute er- 
wirbt. 

§ 5 

§5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

unverändert 

§ 6 

§6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

unverändert 
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